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Niederschrift 

über die 33. öffentliche Sitzung 

des Ausschusses für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung 

am Donnerstag, 28. Mai 2015, 17:00 Uhr 

im Sitzungssaal des Magistrats, Rathaus, Kassel 
 

Anwesende:  
 

Mitglieder 

Stefan Kortmann, Vorsitzender, CDU 

Doğan Aydın, Mitglied, SPD 

Carsten Höhre, Mitglied, SPD 

Gabriele Jakat, Mitglied, SPD 

Stefan Kurt Markl, Mitglied, SPD        (Vertretung für Dr. Manuel Eichler) 

Norbert Sprafke, Mitglied, SPD 

Dr. Andreas Jürgens, Mitglied, B90/Grüne 

Thomas Koch, Mitglied 

Dorothee Köpp, Mitglied, B90/Grüne 

Helga Weber, Mitglied, B90/Grüne        (Vertretung für Boris Mijatovic) 

Bodo Schild, Mitglied, CDU         (Vertretung für Wolfram Kieselbach) 

Axel Selbert, Mitglied, Kasseler Linke 

Donald Strube, Mitglied, parteilos (ab 17:09Uhr/TOP 3) (Vertretung für Frank Oberbrunner) 

Dr. Bernd Hoppe, Mitglied, Demokratie erneuern (ab 18:06 Uhr/TOP 14) 
 

Teilnehmer mit beratender Stimme 

Luigi Zisa, Vertreter des Ausländerbeirates 

Carola Hiedl, Vertreterin des Behindertenbeirates 

Dieter Pfeiffer, Vertreter des Seniorenbeirates 
 

Magistrat 

Jürgen Kaiser, Bürgermeister, SPD 
 

Schriftführung 

Andrea Herschelmann, Büro der Stadtverordnetenversammlung 
 

Verwaltung und andere Teilnehmer/-innen 

Roland Beth, Rechtsamt 

Anita Bodenbach, Bauverwaltungamt 

Jennifer Kellotat, Rechtsamt 

Nina Djamali, Rechtsamt 

Dr. Johannes Kuntze, Rechtsamt 

Ferdinand Peter, Rechtsamt 

Manfred von Alm, Liegenschaftsamt 

Dr. Ute Giebhardt, Frauenbeauftragte 

Rolf Hedderich, Kämmerei und Steuern 

Peter Schaumburg, Kämmerei und Steuern 
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Tagesordnung: 

 

1. Satzung zur Aufhebung der Satzung über die Erhebung von 

Beiträgen zum Um- oder Ausbau öffentlicher Straßen im 

Innenstadtbereich der Stadt Kassel (Fußgängerzonen-

Beitragssatzung) vom 30.06.1980 und zur Änderung der 

Satzung über die Erhebung von Straßenbeiträgen in der 

Stadt Kassel vom 29.03.2004 in der Fassung der Dritten 

Änderung vom 19.05.2014 (Vierte Änderung) 

101.17.1672 

2. Verordnung zur Änderung der Gefahrenabwehrverordnung 

über die Anleinpflicht für Hunde in der Stadt Kassel (Kasseler 

Hundeverordnung -KHVO-) in der Fassung vom 10.12.2012 

(Erste Änderung) 

101.17.1673 

3. Tiefgarage Friedrichsplatz 1. und 2. Bauabschnitt 101.17.1681 

4. documenta und Museum Fridericianum 

Veranstaltungsgesellschaft mbH 

- Änderung des Gesellschaftsvertrages - 

101.17.1684 

5. Ordnung zur Änderung der Tarifordnung für die Benutzung 

der städtischen Sportplatzanlagen und deren Einrichtungen 

vom 27.05.2013 (Erste Änderung) 

101.17.1685 

6. Überleitung des documenta Archivs zur documenta GmbH 101.17.1688 

7. Kooperationsvereinbarung zwischen dem Land Hessen und 

der Stadt Kassel über ganztätige Angebote im Pakt für den 

Nachmittag 

101.17.1690 

8. Erhöhung des Frauenanteils in Gremien, Vorständen                   101.17.1618 

und Aufsichtsräten mit städtischer Beteiligung 

9. Gesundheitskarte für Flüchtlinge 101.17.1624 

10. Gesundheitskarte für Flüchtlinge: Informationen aus Bremen 101.17.1659 

11. Überprüfung Satzungen 101.17.1687 

12. Alkohol auf dem Königsplatz 101.17.1704 

13. Campingplatz 101.17.1705 

14. Taxifahrten in der Fußgängerzone 101.17.1706 

15. Feuerwehrverein Kassel e.V. 101.17.1717 

16. Kassel und Nordhessen - Problemgebiet des Salafismus 101.17.1718 

 

 

Vorsitzender Kortmann eröffnet die mit der Einladung vom 21. Mai 2015 

ordnungsgemäß einberufene 33. öffentliche Sitzung des Ausschusses für Recht, 

Sicherheit, Integration und Gleichstellung, begrüßt die Anwesenden und stellt die 

Beschlussfähigkeit fest. 
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Zur Tagesordnung 

Auf Antrag von Stadtverordneter Köpp, B90/Grüne, werden die 

Tagesordnungspunkte 9 und 10 betr. Gesundheitskarte für Flüchtlinge von der 

heutigen Tagesordnung abgesetzt. 

 

Vorsitzender Kortmann stellt die geänderte Tagesordnung fest. 

 

 

1. Satzung zur Aufhebung der Satzung über die Erhebung von Beiträgen zum 

Um- oder Ausbau öffentlicher Straßen im Innenstadtbereich der Stadt 

Kassel (Fußgängerzonen-Beitragssatzung) vom 30.06.1980 und zur 

Änderung der Satzung über die Erhebung von Straßenbeiträgen in der 

Stadt Kassel vom 29.03.2004 in der Fassung der Dritten Änderung vom 

19.05.2014 (Vierte Änderung) 

Vorlage des Magistrats 

- 101.17.1672 - 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

„Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die Satzung zur Aufhebung der 

Satzung über die Erhebung von Beiträgen zum Um- oder Ausbau öffentlicher 

Straßen im Innenstadtbereich der Stadt Kassel (Fußgängerzonen-

Beitragssatzung) vom 30.06.1980 und zur Änderung der Satzung über die 

Erhebung von Straßenbeiträgen in der Stadt Kassel vom 29.03.2004 in der 

Fassung der Dritten Änderung vom 19.05.2014 (Vierte Änderung) in der aus der 

Anlage 1 zu dieser Vorlage ersichtlichen Fassung.“ 

 

Der Ausschuss für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung fasst bei 

Zustimmung: einstimmig 

Ablehnung: -- 

Enthaltung: Kasseler Linke 

Abwesend: FDP, Demokratie erneuern/Freie Wähler 

den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 
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Erhebung von Beiträgen zum Um- oder Ausbau öffentlicher Straßen im 

Innenstadtbereich der Stadt Kassel (Fußgängerzonen-Beitragssatzung) vom 

30.06.1980 und zur Änderung der Satzung über die Erhebung von 

Straßenbeiträgen in der Stadt Kassel vom 29.03.2004 in der Fassung der Dritten 

Änderung vom 19.05.2014 (Vierte Änderung), 101.17.1672, wird zugestimmt. 

 

Berichterstatter/-in:  Stadtverordnete Jakat 

 

 

2. Verordnung zur Änderung der Gefahrenabwehrverordnung über die 

Anleinpflicht für Hunde in der Stadt Kassel (Kasseler Hundeverordnung -

KHVO-) in der Fassung vom 10.12.2012 (Erste Änderung) 

Vorlage des Magistrats 

- 101.17.1673 - 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

„Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die Verordnung zur Änderung 

der Gefahrenabwehrverordnung über die Anleinpflicht für Hunde in der Stadt 

Kassel (Kasseler Hundeverordnung - KHVO -) in der aus der Anlage 1 zu dieser 

Vorlage ersichtlichen Fassung.“ 

 

Der Ausschuss für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung fasst bei 

Zustimmung: einstimmig 

Ablehnung: -- 

Enthaltung: -- 

Abwesend: FDP, Demokratie erneuern/Freie Wähler 

den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Dem Antrag des Magistrats betr. Verordnung zur Änderung der 

Gefahrenabwehrverordnung über die Anleinpflicht für Hunde in der Stadt Kassel 

(Kasseler Hundeverordnung -KHVO-) in der Fassung vom 10.12.2012 (Erste 

Änderung), 101.17.1673, wird zugestimmt. 

 

Berichterstatter/-in:  Stadtverordnete Köpp 
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3. Tiefgarage Friedrichsplatz 1. und 2. Bauabschnitt 

Vorlage des Magistrats 

- 101.17.1681 - 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

1. Dem Erbbaurechtskaufvertrag (Anlage 1) hinsichtlich des im Grundbuch des 

Amtsgerichts Kassel, Blatt 17253, verzeichneten Erbbaurechtes an dem 

Grundstück Kassel, Blatt 7028, lfd. Nr. 196 des Bestandsverzeichnisses, 

Gemarkung Kassel, Flur 5, Flurstück 210/7, Gebäude- und Freifläche, 

Friedrichsplatz, 6.759 m², eingetragen in Abteilung II/36, wird nach 

Maßgabe des beigefügten Entwurfs zugestimmt. 

 

2. Dem Nachtrag II zum Pachtvertrag zur Betreibung von Parkhäusern vom 

20.03.1996 zwischen der Stadt Kassel und der Parkhausgesellschaft der 

Stadt Kassel mbH wird nach Maßgabe des beigefügten Entwurfs (Anlage 2) 

zugestimmt. 

 

3. Der Magistrat wird ermächtigt, die zur Umsetzung der Beschlüsse zu Ziffer 

1 und 2 notwendigen Erklärungen in der jeweils gebotenen rechtlichen 

Form abzugeben und etwaige erforderliche redaktionelle Änderungen 

vorzunehmen. 

 

Der Ausschuss für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung fasst bei 

Zustimmung: SPD, B90/Grüne, CDU 

Ablehnung: Kasseler Linke 

Enthaltung: FDP 

Abwesend: Demokratie erneuern/Freie Wähler 

den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Dem Antrag des Magistrats betr. Tiefgarage Friedrichsplatz 1. und 2. Bauabschnitt, 

101.17.1681, wird zugestimmt. 

 

Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Schild 
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4. documenta und Museum Fridericianum Veranstaltungsgesellschaft mbH 

- Änderung des Gesellschaftsvertrages - 

Vorlage des Magistrats 

- 101.17.1684 - 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

1. „Die Stadt Kassel, stimmt als Gesellschafterin der documenta und  

Museum Fridericianum Veranstaltungsgesellschaft mbH, der Überleitung des 

documenta Archivs mit Wirkung zum 01. Januar 2016 in die documenta und 

Museum Fridericianum Veranstaltungsgesellschaft mbH und der damit 

verbundenen Erhöhung der Gesellschafterzuschüsse ab dem Jahr 2016 zu.  

 

2. Der Änderung der § 1 Absatz 1 und § 2 Absatz 2 Satz 1 des 

Gesellschaftsvertrages wird zugestimmt.  

 

3. Der Magistrat wird ermächtigt, die zur Umsetzung der Beschlüsse 

erforderlichen Erklärungen in der jeweils rechtlich gebotenen Form 

abzugeben. Die Ermächtigung umfasst auch die Vornahme etwaiger 

redaktioneller Ergänzungen, Änderungen oder Streichungen.“ 

 

Der Ausschuss für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung fasst bei 

Zustimmung: einstimmig 

Ablehnung: -- 

Enthaltung: -- 

Abwesend: Demokratie erneuern/Freie Wähler 

den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Dem Antrag des Magistrats betr. documenta und Museum Fridericianum 

Veranstaltungsgesellschaft mbH - Änderung des Gesellschaftsvertrages -, 

101.17.1684, wird zugestimmt. 

 

 

Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Selbert 
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5. Ordnung zur Änderung der Tarifordnung für die Benutzung der städtischen 

Sportplatzanlagen und deren Einrichtungen vom 27.05.2013 (Erste 

Änderung) 

Vorlage des Magistrats 

- 101.17.1685 - 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

„Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die Ordnung zur Änderung der 

Tarifordnung für die Benutzung der städtischen Sportplatzanlagen und deren 

Einrichtungen vom 27.05.2013 (Erste Änderung) in der aus der Anlage 1 zu 

dieser Vorlage ersichtlichen Fassung.“ 

 

Der Ausschuss für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung fasst bei 

Zustimmung: einstimmig 

Ablehnung: -- 

Enthaltung: -- 

Abwesend: Demokratie erneuern/Freie Wähler 

den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Dem Antrag des Magistrats betr. Ordnung zur Änderung der Tarifordnung für die 

Benutzung der städtischen Sportplatzanlagen und deren Einrichtungen vom 

27.05.2013 (Erste Änderung), 101.17.1685, wird zugestimmt. 

 

Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Strube 

 

 

6. Überleitung des documenta Archivs zur documenta GmbH 

Vorlage des Magistrats 

- 101.17.1688 - 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
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1. Januar 2016  in die documenta und Museum Fridericianum Veranstaltungs-

GmbH  übergeleitet. Dem Abschluss der als Anlage beigefügten 

Kooperationsvereinbarung zwischen der Stadt Kassel und dem Land Hessen wird 

zugestimmt. 

 

Der Ausschuss für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung fasst bei 

Zustimmung: einstimmig 

Ablehnung: -- 

Enthaltung: -- 

Abwesend: Demokratie erneuern/Freie Wähler 

den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Dem Antrag des Magistrats betr. Überleitung des documenta Archivs zur 

documenta GmbH, 101.17.1688, wird zugestimmt. 

 

Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Sprafke 

 

 

7. Kooperationsvereinbarung zwischen dem Land Hessen und der Stadt Kassel 

über ganztätige Angebote im Pakt für den Nachmittag 

Vorlage des Magistrats 

- 101.17.1690 - 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

Die Stadt Kassel schließt die beigefügte Kooperationsvereinbarung mit dem Land 

Hessen über ganztägige Angebote im Pakt für den Nachmittag.  

 

Durch die vertragliche Vereinbarung von Stadt Kassel und Land Hessen soll die 

Verzahnung von staatlichem Schulsystem und Schul- und Jugendhilfeträger  

und die  Umsetzung einer Bildungs- und Betreuungsgarantie an 

Grundschulstandorten  in der Zeit von 7.30 Uhr bis 17 Uhr umgesetzt werden.  

Grundlage ist das kommunale Rahmenkonzept Ganztag an 

Grundschulstandorten. Die Umsetzung des Paktes für den Nachmittag wird 

unterstützt durch eine kommunale Koordinationsstelle und durch geeignete 

Fachkräfte der sozialen Arbeit an den Ganztagsstandorten.  
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2017/18 in den Regelbetrieb überführt. 

 

Der Ausschuss für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung fasst bei 

Zustimmung: einstimmig 

Ablehnung: -- 

Enthaltung: Kasseler Linke 

Abwesend: Demokratie erneuern/Freie Wähler 

den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Dem Antrag des Magistrats betr. Kooperationsvereinbarung zwischen dem Land 

Hessen und der Stadt Kassel über ganztätige Angebote im Pakt für den Nachmittag, 

101.17.1690, wird zugestimmt. 

 

Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Dr. Jürgens 

 

 

8. Erhöhung des Frauenanteils in Gremien, Vorständen und Aufsichtsräten mit 

städtischer Beteiligung 

Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 23. März 2015 

Bericht des Magistrats 

101.17.1618 

 

Beschluss 

 

Wir bitten den Magistrat in einer der nächsten Sitzungen des Ausschuss für 

Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung zu berichten 

 

 wie hoch in Kassel der Frauenanteil in Verwaltungs- und Aufsichtsräten 

kommunaler Unternehmen und Beteiligungsgesellschaften ist. 

 wie sich dieser Anteil in den letzten fünf Jahren verändert hat. 

 ob es besonders positive Beispiele mit hohem Frauenanteil bzw. 

ausgewogenem Geschlechterverhältnis gibt. 

 

Die Vergleichszahlen zum Bericht des Magistrats wurden den Ausschussmitgliedern 

mit der Einladung übersandt.  

Nachfragen der Ausschussmitglieder werden von Bürgermeister Kaiser 

beantwortet. 
 

Der Bericht des Magistrats wird zur Kenntnis genommen. 
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9. Gesundheitskarte für Flüchtlinge 

Antrag der Fraktion Kasseler Linke 

- 101.17.1624 - 
 

Abgesetzt 
 

10. Gesundheitskarte für Flüchtlinge: Informationen aus Bremen 

Antrag der Fraktion Kasseler Linke 

- 101.17.1659 - 
 

Abgesetzt 
 

 

11. Überprüfung Satzungen 

Antrag der CDU-Fraktion 

- 101.17.1687 - 
 

Antrag 
 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
 

Der Magistrat wird aufgefordert zu berichten, wie viele der 101 in Kraft 

befindlichen Satzungen und Ordnungen in den letzten 3 Jahren tatsächlich zur 

Anwendung gekommen sind. Außerdem ist zu prüfen, welche Satzungen und 

Ordnungen tatsächlich noch weiterhin notwendig sind. Über das Ergebnis der 

Prüfungen ist im Ausschuss zu berichten. 
 

Im Rahmen einer regen Diskussion nimmt Bürgermeister Kaiser Stellung zu dem 

Antrag der CDU-Fraktion. 
 

Der Ausschuss für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung fasst bei 

Zustimmung: CDU, FDP 

Ablehnung: SPD, B90/Grüne, Kasseler Linke 

Enthaltung: -- 

Abwesend: Demokratie erneuern/Freie Wähler 

den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Der Antrag der CDU-Fraktion betr. Überprüfung Satzungen, 101.17.1687, wird 

abgelehnt. 

 

Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Schild 
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12. Alkohol auf dem Königsplatz 

Anfrage der CDU-Fraktion 

- 101.17.1704 - 

 

Anfrage 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

1. Welche Vorkommnisse sind dem Magistrat im Zusammenhang mit 

übermäßigem Alkoholgenuss auf dem Königsplatz seit Beginn diesen Jahres 

bekannt? 

 

2. Wie viele Beschwerden von Bürgern sind bei der Stadt Kassel eingegangen? 

 

3. Wie viele Kontrollen wurden in diesem Zeitraum durch Mitarbeiter des 

Ordnungsamtes durchgeführt? 

 

4. Wie viele Einsätze sind angefallen und welche Maßnahmen wurden 

ergriffen? 

 

5. Wie gedenkt der Magistrat alle in Kassel bestehenden Alkoholverbote 

dauerhaft durchzusetzen? 

 

Bürgermeister Kaiser beantwortet die Anfrage sowie die Nachfragen der 

Ausschussmitglieder. 

 

Nach Beantwortung durch Bürgermeister Kaiser erklärt Vorsitzender Kortmann 

die Anfrage für erledigt. 

 

 

13. Campingplatz 

Anfrage der CDU-Fraktion 

- 101.17.1705 - 

 

Anfrage 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

1. Warum wurde der Kasseler Campingplatz an der Fulda - entgegen den 

öffentlichen Erklärungen des städtischen Pressedienstes - bisher nicht 

wieder eröffnet? 
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2. Was hat der Magistrat bisher unternommen, damit Kassel endlich wieder 

ein vernünftiges Campingplatz-Angebot erhält? 

 

3. Haben sich in der Zwischenzeit andere Unternehmen bei der Stadt Kassel 

mit der Absicht gemeldet, in Kassel einen Campingplatz betreiben zu 

wollen? 

 

4. Welche rechtlichen Möglichkeiten bestehen, damit ggfs. die Stadt Kassel 

den früheren städtischen Campingplatz zurück erwerben kann, um diesen 

dann an einen zuverlässigen Betreiber weiter zu vergeben? 

 

Die Anfrage wird von Bürgermeister Kaiser beantwortet. Im Rahmen der Diskussion 

beantwortet er die Nachfragen der Ausschussmitglieder. Er sagt die schriftliche 

Antwort als Anlage zur Niederschrift zu. 

 

Nach Beantwortung durch Bürgermeister Kaiser erklärt Vorsitzender Kortmann 

die Anfrage für erledigt. 

 

 

14. Taxifahrten in der Fußgängerzone 

Anfrage der CDU-Fraktion 

- 101.17.1706 - 

 

Anfrage 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

1. Wie gedenkt der Magistrat das Problem von Taxifahrten mit 

mobilitätseingeschränkten Patienten zu Arztpraxen in der Fußgängerzone 

zu regeln? 

 

2. Trifft es zu, dass die Stadt Kassel bezüglich der entsprechenden 

Ausnahmegenehmigungen zu denjenigen Kommunen gehört, die die 

höchsten Gebühren verlangt? 

 

Bürgermeister Kaiser beantwortet die Anfrage sowie die sich im Rahmen der 

Diskussion ergebenden Fragen der Ausschussmitglieder. 

 

Nach Beantwortung durch Bürgermeister Kaiser erklärt Vorsitzender Kortmann 

die Anfrage für erledigt. 
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15. Feuerwehrverein Kassel e.V. 

Anfrage der CDU-Fraktion 

- 101.17.1717 - 

 

Anfrage 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

1. Sieht die Stadt Kassel in dem Feuerwehrverein Kassel e.V. einen Verein im 

Sinne des § 10 Abs. 7 HBKG? 

2. Wenn nein: Wie begründet die Stadt Kassel dies? 

3. Wenn ja: Wie sieht die entsprechende Förderung und finanzielle 

Unterstützung des Vereins im Sinne dieser Vorschrift aus? 

4. Wie viele Gespräche wurden in den letzten 3 Jahren zwischen Vertretern des 

Feuerwehrvereins und dem zuständigen Dezernenten geführt? 

5. Was haben der Brandschutzdezernent und der Oberbürgermeister 

unternommen, um den bestehenden Konflikt beizulegen? 

6. Warum wurde dem Verein die weitere Nutzung der Vereinsadresse 

Wolfhager Straße 25 (FW 1) untersagt? 

7. Wer hat dies beschlossen? 

8. Trifft es zu, dass dem Amtsleiter der Feuerwehr Kassel -37- die 

Mitgliedschaft im Vorstand des Feuerwehrvereins verboten wurde? 

9. Wenn ja: Wer hat dies beschlossen? 

10. Warum erteilt das Amt -37- keinerlei Auskünfte mehr über den 

Feuerwehrverein und dessen Aktivitäten? 

11. Trifft es zu, dass sich die Stadt Kassel nicht mehr an die im Jahre 2002 

zwischen dem Feuerwehrverein und der Stadt Kassel getroffene 

Nutzungsvereinbarung gebunden fühlt? 

12. Wenn ja: Aus welchen Gründen? 

13. Wenn nein: Welche Forderungen bestehen aktuell gegeneinander? 

14. Wie gedenkt der Magistrat den inzwischen öffentlichen Streit beizulegen? 

 

 

Die Anfrage sowie die sich im Rahmen der Diskussion ergebenden Nachfragen 

werden von Bürgermeister Kaiser beantwortet. 

 

Nach Beantwortung durch Bürgermeister Kaiser erklärt Vorsitzender Kortmann 

die Anfrage für erledigt. 
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Anfrage 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

1. Welche Erkenntnisse hat der Magistrat über Beziehungen und Kontakte 

zwischen der Familie Yozgat und dem in Oberursel verhafteten möglichen 

Terroristen Halil D.? 

 

2. Trifft es zu, dass sich die Stadt Kassel und die Region zu einem 

Problemgebiet des Salafismus entwickelt haben? 

 

3. Mit welchen Maßnahmen will der Magistrat in seiner Jugendarbeit gegen 

die Aktivitäten und Ziele des Salafismus vorgehen? 

 

Die Anfrage wird von Bürgermeister Kaiser beantwortet. Er sagt die schriftliche 

Antwort als Anlage zur Niederschrift zu. 

 

Nach Beantwortung durch Bürgermeister Kaiser erklärt Vorsitzender Kortmann 

die Anfrage für erledigt. 

 

 

 

Ende der Sitzung: 18:56 Uhr 

 

 

 

 

 

Stefan Kortmann Andrea Herschelmann 

Vorsitzender Schriftführerin 
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